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Gremium Datum 

 

Beschluss: 

Die Bezirksvertretung Lindenthal dankt dem Petenten für die Eingabe und beauftragt die Verwaltung, 
in der Zülpicher Str. (Ägidiusstr. – Universitätsstr.) vier, in der Palanterstr. (zw. De-Noel-Platz – Red-
witzstr.) drei und in der Speestr., der Gustavstr., der Nikolausstr. und der Marsiliusstr. jeweils zwei 
Parkstände für die Schaffung von zusätzlichen Fahrradabstellplätzen umzuwandeln. 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 Nein 

 Ja, investiv Investitionsauszahlungen         € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

 Ja, ergebniswirksam Aufwendungen für die Maßnahme        € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

Jährliche Folgeaufwendungen (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       

a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

c) bilanzielle Abschreibungen         € 

Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr: 2021 ff. 

a) Erträge    MIndereinnahmen s. 

Text € 

b) Erträge aus der Auflösung Sonderposten         € 

Einsparungen: ab Haushaltsjahr:       

a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

Beginn, Dauer        

 
 
Auswirkungen auf den Klimaschutz 

 
  Nein    

  Ja, positiv (Erläuterung siehe Begründung)  

  Ja, negativ (Erläuterung siehe Begründung)  

 
 

Begründung: 

Der Petent beantragt in Sülz 9 PKW-Parkplätze zugunsten von Flächen für Fahrradabstellbügel um-
zuwandeln (s. Anlage 2). 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Zur Verbesserung der Fahrradabstellsituation verfolgt die Stadt Köln seit 2007 das Ziel, jedes Jahr 
1.500 zusätzliche Fahrradabstellplätze im öffentlichen Raum zu schaffen. Mit der Schaffung von über 
10.000 zusätzlichen Fahrradabstellplätzen in den vergangenen vier Jahren wurde diese Zielmarke 
deutlich überschritten und das Angebot an zusätzlichen Fahrradabstellplätzen im öffentlichen Raum 
nachdrücklich erhöht, um die Nutzung des Fahrrades in Köln weiter zu fördern.  

Die Kölner Innenstadt und die Stadtbezirke Lindenthal, Ehrenfeld und Nippes bilden bei diesem Maß-
nahmenprogramm zur Radverkehrsförderung Arbeitsschwerpunkte. Im Stadtbezirk Lindenthal wurden 
in den letzten drei Jahren insgesamt fast 1.000 zusätzliche Möglichkeiten zum Fahrradparken einge-
richtet. Im Stadtteil Sülz hat die Verwaltung in den vergangen drei Jahren bereits über 450 zusätzliche 
Fahrradabstellplätze geschaffen. Derzeit liegen der Verwaltung rund 130 weitere Bürgeranträge für 
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den Stadtteil Sülz vor, die entsprechend der personellen Kapazitäten bearbeitet werden.  

Für die Zülpicher Str. (Ägidiusstr. – Universitätsstr.), die Palanterstr (zw. De-Noel-Platz – Redwitzstr.), 
Speestr. 8, Gustavstraße 4, Nikolausstr. 72 und Marsiliusstr. 16-18 wird ein erhöhter Bedarf nach 
zusätzlichen Fahrradabstellplätzen gesehen, um ein gesichertes Fahrradparken zu ermöglichen, das 
Fahrradparken zu ordnen und für zu Fußgehende die Gehwege frei zu halten. Aufgrund der Flächen-
verfügbarkeit in den Nebenanlagen ist eine Umwandlung von Parkständen für die Schaffung von zu-
sätzlichen Fahrradabstellplätzen erforderlich. 

Die Parkstände befinden sich im Gebiet des Bewohnerparken Sülz-Nord I. Da die konkrete Standor-
termittlung für die Schaffung von zusätzlichen Fahrradabstellplätzen noch nicht erfolgt ist, können die 
jährlichen Mindereinnahmen der bewirtschafteten Pkw-Stellplätzen noch nicht genau beziffert werden. 
Es werden jährlichen Mindereinnahmen von 5.000 - 10.000 Euro pro Jahr veranschlagt. 

 

Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

Die Verwaltung verfolgt das Ziel, die sektorspezifischen Beträge zum Klimaschutz zu erfüllen.  
Die hier dargestellte Maßnahme stärkt den Umweltverbund im Bereich Radverkehr und bietet den 
Bürgerinnen und Bürgern eine adäquate Mobilitätsmöglichkeit im Vergleich zur Nutzung des privaten 
Pkw. Somit trägt dies zu einer möglichen Reduktion des Treibhausgasausstoßes bei. 
Insgesamt kann die hier dargestellte Maßnahme als positiver Beitrag zum Klimaschutz bewertet wer-
den. 
 
Anlagen 

1. Öffentlichkeitsbeteiligung 
2. Eingabe 
3. Standorte 
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